
Kasachstan: Massaker 
bei Protesten
Unterstützt die Solidaritätskampagne
Polizei erschießt bei Platzbesetzung 
und Demonstration gegen Ausbeu-
tung und Diktatur viele Menschen, 
Hunderte  verletzt  –  internationale 
Solidarität und Protest notwendig.

Seit Mai streiken ArbeiterInnen der Öl-
firma UzenMunaiGas in Schanaösen in 
Westkasachstan für bessere Löhne und 
Arbeitsbedingungen.  Von  Anfang  an 
setzten  das  Unternehmen,  das  mehr-
heitlich dem Schwiegersohn des  kasa-
chischen Diktators Nasarbajew gehört, 
und das Regime selbst massive Repres-
sion  gegen  die  Streikenden  ein.  Der 
Streik wurde für illegal erklärt, die An-
wältin der Gewerkschaft verhaftet und 
zu  mehreren  Jahren  Knast  verurteilt 
und alle Streikenden gefeuert. Ein Ge-
werkschafter und die Tochter eines an-
deren  Aktivisten  wurden  ermordet. 
Aber die ArbeiterInnen und ihre Fami-
lien  ließen  sich  nicht  einschüchtern. 
Um ihren Forderungen Nachdruck zu 
verleihen,  besetzten  sie  seit  Juli  den 
Yntymak-Platz im Zentrum von Scha-
naösen.

Am 16. Dezember stürmte die Polizei 
den Platz, um ihn für die Feierlichkei-
ten zum  Nationalfeiertag zu räumen. 
Als die BesetzerInnen versuchten, sich 
zu verteidigen, wurde mit scharfer Mu-
nition in die unbewaffnete Menge ge-
schossen.  Die  Polizei  richtete  ein 
Massaker an, bei dem bis zu 70 Men-
schen  starben.  Hunderte  wurden  ver-
letzt.  Als Reaktion auf  das neue Aus-
maß der Polizeigewalt wurden das Rat-
haus und die Zentrale von UzenMunai-
Gas  niedergebrannt.  Das  Regime  rie-
gelte Schanaösen komplett ab und mar-
schierte mit Panzern und Marinesolda-
ten in die Stadt ein, der Strom wurde 
abgestellt  und  Hubschrauber  fliegen 
Patrouille. Das Handynetz funktioniert 
nicht und oppositionelle Websites, aus-
ländische  Nachrichtenseiten,  soziale 

Netzwerke und Twitter sind landesweit 
gesperrt, so dass nur wenige Informa-
tionen nach außen dringen.  Trotzdem 
ist es dem Regime nicht gelungen, die 
Ereignisse in Schanaösen vollkommen 
geheim  zu  halten.  Die  Staatsanwalt-
schaft behauptet,  dass bei „Ausschrei-
tungen“  von  „Hooligans“  10  Men-
schen gestorben seien und dass die Po-
lizei nicht geschossen habe. Leider wer-

den diese Lügen von einigen bürgerli-
chen Medien international verbreitet.

Diktatur

Das  Unternehmen  KazMunaiGas 
(Mutterkonzern  von  UzenMunaiGas) 
ist formal staatlich, gehört aber faktisch 
Timur Kulibaev, einem Schwiegersohn 
des  Diktators  Nursultan  Nasarbajew, 

der  Kasachstan  seit  20  Jahren  regiert 
und das Land als Privatbesitz seiner Fa-
milie  behandelt.  Nasarbajew  hat  sich 
im letzten Jahr zum „Führer der Nati-
on“ ernannt. Bei einer selbst für kasa-
chische  Verhältnisse  ungewöhnlich 
stark manipulierten Wahl  im Frühjahr 
2011  ließ  er  sich  „wiederwählen“,  zu 
den Parlamentswahlen im kommenden 
Januar  dürfen  Oppositionsparteien 

nicht  antreten.  Oppositionellen  droht 
mehrjährige Haft in Gefängnissen und 
Strafkolonien.  Wegen  der  Haftbedin-
gungen dort schneiden sich immer wie-
der Gefangene aus Protest die Bäuche 
auf. Zur Einschüchterung verhaftet das 
Regime häufig  AktivistInnen und hält 
sie für zwei Wochen gefangen, vor an-
gekündigten Protesten gibt es regelmä-
ßig „präventive“ Verhaftungen.

Polizei in Aktau am 18. Dezember



Widerstand

Seit  einigen Jahren wächst  der Wider-
stand gegen die Unterdrückung und die 
neoliberale Wirtschafts- und Sozialpoli-
tik Nasarbajews. Die Initiative „Vertei-
digt die Häuser der Menschen“ kämpft 
mit Demos, Blockaden und Rechtshilfe 
gegen  Wohnungspfändungen,  die  Ju-
gendbewegung  „Unser  Recht“  fordert 
gebührenfreie  Bildung  und  die  unab-
hängige Gewerkschaft „Zhanartu“ will 
ArbeiterInnen  landesweit  organisieren 
und  Arbeitskämpfe  vernetzen.  Diese 
und weitere Gruppen, die sich zur So-
zialistischen  Bewegung  Kasachstans 
zusammengeschlossen haben, sind offi-
ziell  nicht  verboten,  aber  ständig  mit 
Repression  konfrontiert.  „Zhanartu“ 
wird nicht als Gewerkschaft anerkannt 
und  das  Regime  versucht,  die  Vorsit-
zenden der Gewerkschaft und der So-
zialistischen Bewegung wegen erfunde-
ner Straftaten hinter Gitter zu bringen.

Der Streik der ÖlarbeiterInnen in Scha-
naösen  und  der  Nachbarstadt  Karaz-
hanbas  ist  der  längste  und  entschlos-
senste Arbeitskampf  der letzten 20 Jah-
re  in  der  ehemaligen  Sowjetunion. 
Nachdem sie Anfangs nur  für höhere 
Löhne und Zulagen für die gefährliche 
Arbeit  in  der  Wüstenregion  gestreikt 
hatten, haben sie nach ihren Erfahrun-
gen mit dem Regime die Forderungen 
erweitert. Sie verlangen die Freilassung 
ihrer  Anwältin  Natalia  Sokolova  und 
das Recht, sich frei gewerkschaftlich zu 
organisieren.  Im  November  führten 
KazMunaiGas  und  das  Regime  Ver-
handlungen mit den Streikenden, boten 
aber nicht einmal die Wiedereinstellung 
der während des Streiks entlassenen an. 
Daher wurden die  Verhandlungen ab-
gebrochen  und  die  Streikenden  be-
schlossen einen Aktionstag am 16.12., 
zu  dem  breit  mobilisiert  wurde.  Jetzt 
geht  es  nicht  mehr  nur  um  gewerk-
schaftliche  Forderungen,  sondern  um 
Demokratie  und  soziale  Gerechtigkeit 
für  die  ganze  Bevölkerung,  wie  der 
Aufruf  zum Aktionstag zeigt:

„Wir verlangen:
Eine Verbesserung der Lebens- 

und Arbeitsbedingungen, höhere 
Löhne, Renten und Zulagen und 
die Einführung von Orts- und 
Gefahrenzuschlägen, nicht nur 
für die ÖlarbeiterInnen, sondern 
für alle in der Region 
Mangystau. [Westkasachstan]

Eine unabhängige Untersuchung 
mit anschließender Bestrafung 
und Entlassung der Bürokraten 
und Unternehmer, deren 
Handeln zu […] Übergriffen von 
Polizei und Banditen, 
Körperverletzung und den 
brutalen Morden an Streikenden 
und Familienmitgliedern geführt 
haben.

Die Verstaatlichung (Rückgabe 
an die Bevölkerung durch 
Staatseigentum unter Kontrolle 
der ArbeiterInnen) aller 
Unternehmen im Öl- und 
Gassektor und im Bergbau

Wir alle brauchen jetzt 
unabhängige Gewerkschaften 
und unsere eigene politische 
Partei, die uns verteidigt und 
nicht die Millionäre und 
Unternehmer!“

Diese  Forderungen  sind  eine  Bedro-
hung für  Nasarbajew,  der  seine  Herr-
schaft  mit  allen  Mitteln  verteidigen 
lässt – auch mit Massenmord. Am Wo-
chenende und in den kommenden Ta-
gen finden in Kasachstan und weltweit 
Aktionen gegen sein Regime statt. In-
ternationale  Solidarität  ist  notwendig, 
um die Wahrheit über das Massaker zu 
verbreiten und Druck auf  das Regime 
auszuüben.

Aktuelle Informationen zur 
Kampagne:
 campaignkazakstan.org
      (englisch)
 sozialismus.info
      (deutsch)

Internationale Solidaritätskampagne von Gewerkschaften und linken  
Gruppen zur Unterstützung der Arbeitenden und Armen in Kasachstan.

Schreibt Protestmails an:

 das kasachische Außenministerium: mid@mid.kz
 die kasachische Botschaft in Deutschland:
       a.alzhanov@mfa.kz
 das Honorarkonsulat Kasachstans in Hamburg
       (Rothenbaumchaussee 40): witten@bvl.de)

Solidaritätsbotschaften:

bitte an Otekeeva0103@mail.ru, 
Kopie an kazakhstansolidarity@gmail.com


